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Der Vo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 23. November 1965 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Br* Augustin und der 
Bundesrichter Dr« Rothe, Dr0 Mattem, Offterdinger und 
Dr0 C-rell

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 5o Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Hamm (Westfo) vom 20* Dezember 1962 aufge­
hoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück- 
verwiesen, dem auch die Entscheidung über die 
Kosten der Revision übertragen wird*

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Parteien streiten darüber, ob dem " i 
früheren' Kläger (beerbt, vpn der; derzeitigen- »jeu
Klägerin, im folgenden weiterhin als Kläger aufgeführt) 
über das Grundstück des Beklagten in W f U H H
Straße ein Notwegrecht zu der belebten
Straße als Hauptzugang und -abgang für die Besucher des 
Lichtspieltheaters mit 644 Plätzen zusteht, das auf dem 
ihm gehörigen Grundstück Straße U B  betrieben
wird, obwohl dieses Grundstück zwar an keinen öffentlichen 
Weg grenzt, jedoch immerhin kraft eines Wegerechts an dem 
Grundstück RMHBstraßc Nr* rechts und links des
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darauf stehenden Gebäudes Zugang und Zufahrt zu der abge­
legeneren Reekenotraße hat«, Zum Sach- und Streitötand im |
einzelnen värd auf das Urteil des Senats vom 4. November !
1959 (v ZR 49/56) verwiesen.

i

Das Berufungsgericht hatte durch Urteil vom 21„ Februar 
1958 auf die Berufung des Klägers entsprechend seinem Hilfs­
antrag den Beklagten u,a. verurteilt«,

die Benutzung eines 3 m breiten Weges entlang^ der Südgrenze seines Grundstücks in L M H H f l B *
Straße - und zy;ar auf dem vom

Wegerecht des Klägers bereis belasteten Grund­
stucksteil - von der W f l H  Straße bis zum 
Grundstück des Klägers als Notweg für die Be­
sucher des auf dem Grundstück des Klägers er­
richteten Lichtspielhauses zum Gehen zu dulden.

Durch das genannte Urteil des erkennenden Senats wurde die­
ser feil des Urteils aufgehoben und die Sache zur ander­
weit en Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen0 In diesem Urteil ist ausgeführt«, das 
Berufungsgericht habe zur Begründung des Notwegrechts auf 
Beschaffenheit und Verlauf der in Betracht kommenden Ver­
bindungswege abgestellt* jedoch nicht geprüft* ob die Er­
richtung und der Betrieb eines Lichtspielhauses auf dem 
Grundstück überhaupt zur "ordnungsmäßigen Benutzung" des­
selben gehöreo Die Art und Weise* wie das notwegbedürftige 
Grundstück bewirtschaftet werde* sei aber für die Anwend­
barkeit des § 917 BGB von erheblicher Bedeutung* und zwar 
vor allem dann* wenn die Zügangsnot* wie hier, erst dadurch 
öingetreten sei, daß die Bewirtschaftungsart gewechselt 
habe. Das Grundstück des Klägers sei bis zum Beginn des I
Jahres 1955 Gartenland gewesen und habe in einer ausge­
sprochenen V/ohngegend gelegen«, Damals habe sich allerdings*
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wie das Berufungsurteil festgestellt habe, bereits eine 
Umgestaltung des Gebietes in eine gemischt bebaute Zone 
angebahnt, die dann in folgenden Jahren durchgeführt worden 
sei» Bei dieser Sachlage wäre es sicherlich vom Standpunkt 
einer ordnungsmäßigen Grundstücksbenutzung nicht zu bean­
standen gewesen, wenn der Kläger im Frühjahr 1955 dazu 
übergegangen wäre, die bisherigen Gartcnparzollcn in Bauland 
umzuwandelno Die entscheidende Frage sei indessen, ob er 
gerade ein Lichtspielhaus habe errichten dürfen,, Biese 
Frage habe für das Hotwegrecht ebenso der Prüfung und Beant­
wortung bedurft, wie für die Feststellung des Umfangs der 
zugunsten des Kinogrundotücks eingetragenen Wegegerechtigkeit« 
Da die Prüfung der Grdnungcmüßigkeit nicht ausschließlich 
auf rechtlichem Gebiet liege, es sich dabei vielmehr weit­
gehend um tatrichterliche Würdigung handle, sei dem Revisions­
gericht eine abschließende Untccheidung nicht möglich» Der 
Senat hat in diesem Urteil insbesondere auf die Frage hinge- 
wiosen, ob nicht der Kläger, als er durch Errichtung des 
Lichtspielhauses die Bewirtschaftungsart seines Grundstücks 
geändert habe, unter Überschreitung des bei objektiver Be­
trachtung wirtschaftlich Gebotenen, rein persönliche Ziele 
verfolgt und sich dabei unbedenklich über die berechtigten 
Interessen seines Hachbarn hinweggecetzt habe» Hach dieser 
Richtung ginge der Sachvortrag des Beklagten, der Kläger sei 
bei seinen Haßnahmen bewußt darauf ausgegangen, ihn nvor 
vollendete Tatsachen zu stellen'1» Schließlich fand der 
Senat angesichts des dinglich gesicherten Zugangs und der 
ebenso gesicherten Zufahrt zur nicht frei von
Bedenken die Annahme des Berufungsgerichts, daß dem Kino­
grundstück ein zureichende Verbindung mit einem öffentlichen 
Weg fehle, und wies in diesem Zusammenhang darauf hin, 
Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten, die den Kinobesuchern 
durch einen Umweg über die angeblich abgelegenere Recken­
straße entstünden, reichten zur Begründung eines Uotwegrechts 
nicht aus»
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Bas Berufungsgericht hat nach Einholung von Äußerungen 
der Südwestfälischen Industrie- und Handelskammer zu HflB

und der Einholung eines Gutachtens des Architekten E 
den Beklagten erneut zur Buldung des vom Kläger beanspruch­
ten Notwegrechts gegen Zahlung einer jährlichen Rente von 
400 DM seit dem 1« Januar 1956 verurteilt«

Mit der Revision begehrt der Beklagte die Zurückweisung 
der Berufung des Klägers auch in diesem Punkt« Der Kläger 
beantragt«, die Revision zurüekzuweisen«

Bas Berufungsgericht geht bei der Beurteilung der Präge, 
ob der Betrieb eines Lichtspielhauses zur ordnungsmäßigen 
Benutzung des Grundstücks des Klägers gehöre, von den Aus­
führungen des Senats aus* wonach nicht jede Änderung in der 
Bewirtschaftung den Begriff der ordnungsmäßigen Grundstücks­
benutzung zuwidcrlaufe, eine Benutzung vielmehr ordnungs­
mäßig sei, wenn sie der Größe, Kulturart und Umgebung des 
betreffenden Grundstücks nach vernünftigem wirtschaftlichen 
Ermessen entspreche« Bei dieser Beurteilung dürfe nicht 
kleinlich verfahren werden, insbesondere sei auch den Port­
schritten und Anforderungen der Zeit sowie der örtlichen 
Verhältnisse in angemessener V/eiso Rechnung zu tragen« Die 
Ordnungcmäßigkeit entfalle jedoch dann, wenn es sich um 
Veränderungen handle, die den Rahmen des durch Natur und 
Lage des Grundstücks wirtschaftlich Gebotenen überschritten 
und nur den persönlichen Interessen des derzeitigen Eigen­
tümers oder sonstigen Nutzungsberechtigten dienten, wobei 
jedoch keine allgemein gültigen Ilaßstäbe hierfür vorhanden

und der Stadt der Einnahme eines Augenscheins

Pfatscheidungs&ründe:
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seien* vielmehr die besonderen Umstände des Einzelfalles 
ausschlaggebend seien0 Unter Berücksichtigung der Größe des 
Grundstücks (14*04 a + 3*29 a Parkplatz)* der baulichen 
Nutzung des engeren Bereichs* der tatsächlichen wirtschaft­
lichen Entwicklung in diesem Stadtteil (Umfang der gewerb­
lichen Nutzung* das Verhältnis dieses nahe dem Stadtkern 
gelegenen Geländes zur Entwicklung der Stadt insgesamt) 
und schließlich der landschaftlichen Gegebenheiten und Aus­
breitungsmöglichkeiten der Stadt kommt der Tatrichter anhand 
der dargelegten rechtlichen Voraussetzungen zu dem Ergebnis* 
daß das rückwärtig gelegene Grundstück des Klägers durch 
das hier eröffnete Lichtspielhaus trotz des stoßweise ver- 
kehrsintensiven Betriebs ordnungsmäßig benutzt werde; mit 
einer derartigen Benutzungsart habe übrigens auch der 
Beklagte schon bei dem Erwerb seines Grundstückoteils im 
Jahre 1954 selbst rechnen müssen* und zwar schon deshalb* 
weil ihm der Verkäufer gegenüber geäußert habe* er wolle das 
Grundstück als gewerbliches Nutzland veräußern« Abgesehen 
davon hätte auch jede andere angemessene Nutzung (großes 
Mehrfamilienhaus * ein Wohnheim oder ein anderer Gewerbe- 
betrieb) i tn = zwar eine der Art nach andere* dem Ausmaß der 

* Belastung nach jedoch entsprechende Beeinträchtigung gebracht« 
Entgegen dem Vortrag des Beklagten sei es auch nicht richtig* 
daß der Kläger ihn einfach vor vollendete Tatsachen habe 
stellen wollen und unter Überschreitung des objektiv wirt­
schaftlich Gebotenen etwa aus Eigennutz nur persönliche 
Interessen habe verfolgen wollen» Ber Zugang Uber das Grund­
stück des Beklagten sei auch trotz des Zugangs- und des Zu­
fahrtswegs von der P^B^ßtraße her zur ordnungsmäßigen 
Benutzung des Grundstücks des Klägers erforderlich* weil 
er nach dem Sachverständigengutachten und der Überzeugung 
des Senats für das Lichtspielhaus existenznotwendig seio 
Unter diesen Umständen sei ©3 nicht erheblich* daß der Leiter

k.
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des Ordnungs- und Straßenverkehrsamts der Stadt L f H H H H B   
nunmehr aus verkehrspolizeilichen Gründen einen Abstrom 
der Besucher zu der unbelebten Reckenstraße hin für ange~ 
brachter halteo Nach Erbauung des Lichtspielhauses sei für 
den Notweganspruch die Erhaltung des ordnungsgemäß er­
richteten Betriebs entscheidend» Eie Augestaltung des Not­
wegrechts habe der Senat nach den örtlichen Verhältnissen 
vorgenommeno

Hierzu ist zu bemerken:

1 * Nach Ansicht der Revision hätte vom Standpunkt eines 
ordnungsmäßig denkenden Eigentümers kein Kino auf dem Grund­
stück des Klägers errichtet werden dürfen, wenn es mit einSm 
Ausgang zur R^||^straße nicht lohnend ist»

Dem kann nicht beigepflichtet werden« § 917 BGB will 
unzugänglichen oder nicht hinreichend zugänglichen Grund­
stücken die ordnungsmäßige Benutzung durch Schaffung eines 
Zugangs ermöglichen, der allerdings auf die für diese Ordnung 
mäßige Benutzung notwendige Verbindung beschränkt ist« Ge­
hört der Betrieb eines bestimmten wirtschaftlichen Unter­
nehmens zur ordnungsmäßigen Benutzung eines Grundstücks, so 
muß der Zugang jedenfalls in dem Umfang als notwendiger ge­
währt werden, daß der Betrieb hei Ausnutzung aller wirt­
schaftlichen Möglichkeiten auf weitere Sicht noch lohnend 
ist, da jedes Wirtschaftsunternehmen um seines Gewinns 
Willen betrieben wird« Sinnvollerweise kann nur in Brage 
stehen, ob ein Unternehmen, dessen Wirtschaftlichkeit einen 
umfassenden Bußgängerverkehr gerade von einer Hauptverkehrs­
straße her erfordert, überhaupt eine ordnungsmäßige Benutzung 
eines Grundstücks darstellt, wenn der Zugangs: zu diesem 
Grundstück von einer Hauptstraße hör nur durch eine dem Um-
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fang nach beschränkte und einem solchen Betrieb nicht ge­
nügende Grunddienstbarkeit gesichert ist» Diese Frage kann 
nicht schon wegen des außerordnetlich hohen Bedürfnisses 
oder wegen seines wirtschaftlichen Zwecks von vornherein 
verneint werden,, da der Umfang der Benutzung eines Notwegs 
durch nichts anderes bestimmt wird? als durch das Ver~ 
bindungsbedürfniSp das bei ordnungsmäßiger Benutzung notwen­
digerweise entsteht«, Das Berufungsgericht hat die recht­
lichen Voraussetzungen dieser beiden Begriffe nicht verkannt» 
Bo hat entsprechend den Ausführungen des erkennenden Senats 
im vorausgegangenen Urteil zur Frage der ordnungsmäßigen 
Benutzung im einzelnen Beweis erhoben und geprüft9 ob ein 
Lichtspielhausbetrieb in dem hier gegebenen Umfang unter Be­
rücksichtigung der Größe, Kulturart und Umgebung des Grund­
stücks vernünftigem wirtschaftlichem Ermessen entspricht, 
ob der Betrieb den örtlichen Verhältnissen unter den An­
forderungen der Zeit in angemessener V.eiso Rechnung trägt 
oder etwa, unter Überschreitung des bei objektiver Betrachtung 
wirtschaftlich Gebotenen nur den persönlichen Interessen des 
derzeitigen Eigentümers dient«, Es ist in diesem Zusammenhang 
auch im einzelnen auf den Vortrag eingegangen«, der Kläger 
sei bewußt darauf ausgegangen, den Beklagten "vor vollendete 
Tatsachen" zu stellen und hat auf Grund von verschiedenen 
Tatsachenfeststellungen ein solches Vorgehen verneint (So 14 
Mitte/15 3U)o Die Revision rügt ohne Grund«, die Behauptung,, 
der Beklagte sei vor vollendete Tatsachen gestellt worden3 
sei Übergangen» Bei der Prüfung, ob der Kinobetrieb des 
Klägers im derzeitigen Umfang eine ordnungsmäßige Nutzung 
darstellep mußte von den Verhältnissen ausgegangen werden, 
die der Kläger nunmehr auf dem abgeschnittenen Grundstück 
geschaffen hat» Dem Berufungsgericht war die Prüfung aufge- 
gaben, ob die Benutzung zum Betrieb dieses Lichtspielhauses 
eine ordnungsmäßige ist» Dabei hat es alle ei'hebliche Umstände
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gewürdigt9 insbesondere zutreffend auf die Lage und Größe 
des Grundstücks unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung 
von Grundstücken in diesem Stadtbereich abgestellt« Nach 
Ansicht des Tatrichters bedingt auch nicht die Ausrichtung

den Zugang von dorther, vielmehr ergibt sich diese Aus­
richtung umgekehrt aus der Notwendigkeit, den Verkehrsström 
aus dieser Straße zu erfassen« Zutreffend hat das Berufungs­
gericht die Notwendigkeit eines Zugangs von der Werdohler 
Straße her neben der anderweitigen Verbindung'zur Recken­
straße nicht etwa anhand der Zugänglichkeit zu dem Grund­
stück überhaupt9 sondern unter dem Gesichtspunkt geprüft«, 
ob ein darauf ordnungsmäßig betriebenes Unternehmen lebens­
fähig ist« Das im vorliegenden Pall außergewöhnlich hohe 
Verbindungsbedürfnis erklärt sich nicht zuletzt daraus«, daß 
durch den Verkauf des an der Straße gelegenen Grundstücks­
teils an den Beklagten eine für diesen in der Entwicklung be­
griffenen Stadtteil unbedachte Parzellierung stattgefunden 
hat«

Unbegründet sind auch die Rügen der Revision, das Beru­
fungsgericht habe verschiedentlich unter Verletzung des 
§ 286 ZPO rechtserheblichen Sachvortrag des Beklagten nicht 
berücksichtigto Entgegen der Ansicht der Revision hat der 
Tatrichter bei seiner Würdigung die Verbindung zur R S H B -  
straße (Schriftsatz vom 18« Januar I960«, S* 5) 9 die Verkehrs- 
verhältnis'se (Schriftsatz vom 13* Januar 1961) und die der­
zeitige Inanspruchnahme dos Grundstücks des Beklagten 
(Schriftsatz vom 270 Juli 1961), soweit sie den Zu- und Ab­
gang zum Kino betrifft, nicht unberücksichtigt gelassen 
(vglo S0 12 Fitte, 13 oben und 17 zweiter Absatz EU)«
Die Ausführungen auf S* 13 des angefochtenen Urteils be­
treffen die Belastung dos Klägers durch den Notweg und

der Hauptfassade des Kinos in Richtung zur W Straße
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wollen nur besagen, daß eine anderweitige ordnungsmäßige 
Benutzung des Grundstücks des Klägers (Mehrfamilienwohn- 
haus, Wohnheim oder anderer Gewerbetrieb) das Grundstück 
des Beklagten zwar anders, insbesondere nicht stoßweise 
belastete, im Ergebnis aber etwa von gleicher Lästigkeit 
wäre, § 286 ZPO ist durch einen solchen Vergleich mit den 
Auswirkungen einer andersartigen zulässigen Benutzung nicht 
verletzte Die Tatsache der Kenntnis des Klägers von der 
Errichtung eines Kinogebäudes seit Baubeginn würdigt das 
Berufungsgericht nicht etwa als die Billigung eines Kotweg­
rechts; da3 Berufungsgericht zieht aus dieser Tatsache viel­
mehr allein den Schluß, daß der Kläger nicht etwa von den 
Plänen des Klägers überrascht und vor vollendete Tatsachen 
gestellt worden ist«.

Das Berufungsgericht hat schließlich auch nicht § 565 
Abs, 2 ZPO verletzt* Der Senat hat allerdings im voraus- 
gegangenen Urteil darauf hingewiesen (S, 17 zweiter Absatz), 
Schwierigkeiten oder Unbequemlichkeiten der Kinobesucher 
reichten zur Begründung eines Uotwegrechts nicht aus* Diese 
Hechtsausführung liegt jedoch der Aufhebung des ersten Urteil- 
des Oberlandesgerichts nicht zu Grunde0 Vor allem aber 
stützt sich das Berufungsgericht bei seiner Feststellung, der 
Zugang von und zur V / B H H B  Straße sei notwendig, nicht auf 
die Schwierigkeiten oder Unbequemlichkeiten der Kinobesucher 
an sich, als vielmehr auf seine Annahme, ohne einen Zugang 
von der Straße her5 sei der Lichtspiclbetrieh un­
rentabel »und die Vorbeugung dieser Gefahr erfordere den 
Zugang von der Straße her*

2 i. Würde das Kinounternehmen heim Abschneiden des Zu­
gangs von der Straße her seine Wirtschaftlichkeit
einbüßen, so wäre dieser Zugang allerdings zur ordnungs-

L .  __
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mäßigen Benutzung des Grundstücks erforderlich» Die Annahme, 
der Fußgängerzugang von der Straße her sei für
da3 Lichtspielhaus existenznotwendig, entbehrt jedoch der 
hinreichenden Begründung, und das Urteil ist aus diesem 
Grund aufzuheben»

Das Berufungsgericht führt aus, die Ansicht des Sach­
verständigen, das Unternehmen müsse ohne den Zugang von der 

Straße zum Erliegen kommen, entspreche auch der 
Meinung des Senats auf Grund der Ortsbesichtigung» Die 
Revision rügt die Verletzung der §§ 160, 161, 313 ZPO, weil 
das Augenscheinsprotokoll vom 17, Juli I960 nichts dafür 
ergebe, daß das Kino zum Erliegen kommen müsse, insbesondere 
auch nichts über den natürlichen Zugang und den Umweg zur ’ 
R(§^§straße» In der Tat enthält weder das Protokoll vom 
12» Juli i960 (Bl, 313 GA) noch dasjenige vom 4» Oktober 
1961 (415 GA) das Ergebnis des Augenscheins» Es sind zwar 
in entsprechender Anwendung des § 161 ZPO zulässigerweise 
(BGH JZ 19539 184) einzelne Ergebnisse des Augenscheins 
im Tatbestand (S» 2 BU) und in den Entscheidungsgründen 
(So 16 Bu) feotgehaltcn» Diese Feststellungen entbehren 
jedoch der Verwertbarkeit, weil ein ¥*Techsel auf der Richter­
bank erfolgt ist und einer der erkennenden Richter (Amts­
gerichtsrat MflHfe) ausweislich der Protokolle vom 12» Juli 
I960 und vom 4® Oktober 1961 an keinem dieser beiden Augen­
scheinstermine mitgewirkt hat (Rosenberg, Lehrbuch des 
Deutschen Zivilprozeßrechts, 9® Aufl» § 117, III, 2 und 
§ 119, IV, 5; WarnRspr 1939? Nr» 21)» Es kann auch nicht 
ausgeschlossen werden, daß die Entscheidung auf diesem Ver­
fahrensverstoß beruht» E3 fehlen Angaben darüber, inwieweit 
nach den örtlichen Verhältnissen der natürliche Zugang zu 
dem Lichtspielhaus über die Straße führt, und es
hätte näherer Begründung in der Richtung bedurft, daß die
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Benutzung dieses Zugangs für die Existenz des Kinounter­
nehmens notwendig ist» Offenbar will der Tatrichter nicht 
näher festgestellte Gepflogenheiten des Kinopüblikums in 
Bezug auf die läge, den Zugang und die unmittelbare Werbe­
kraft des Eingangs eines Kinos unter den Verhältnissen in 
Lüdenscheid eine wesentliche Bedeutung beimessen* Darauf 
deuten wenigstens die Bemerkungen des Sachverständigen 
(So 9 BU), ein Kino müsse, insbesondere in großen Städten, 
aus werbepsychologischen Gründen mit dem Eingang an einer 
belebten Hauptstraße liegen«. Die Besucher müßten “geradezu 
in das Kino hineinfallen"» Da an die Voraussetzungen der 
Notwendigkeit eines Notwegs strenge Anforderungen zu stellen 
sind (Urteil des erkennenden Senats vom 15* April 1964* NJW 
1964, 1321), müssen die der richtlicher Überzeugung zu 
Grunde liegenden Erwägungen ersichtlich gemacht werden* In 
vorliegenden Fall hätte es insbesondere einer Begründung da­
für bedurft3 daß trotz eines zugkräftigen Lichtspiclprogrur*r:o 
und trotz der erforderlichen Werbung und Hinweise ein den 
Existenzverlust au3lösender Ausfall von Kinobesuchern ent­
stünde, wenn diese allein auf den Eingang in der Recken­
straße verwiesen werden würden* Sollte dieser Beweis nicht 
geführt werden können, so könnte der Kläger, wie der Revision 
einzuräumen ist, für die Notwendigkeit des Zugangs von der 

Straße her sich auch nicht auf die Tatsache be­
rufen, daß die Hauptfassade des Lichtspielhauses zur 
Straße hin erstellt worden ist«,

3° Weiter ist in den Gründen des angefochtenen Urteils 
nur von dem existenzbedingenden Zugang zum Lichtspiel­
thea ter^die Rede, während nach dem Urteilsausspruch der 
Beklagte die Benutzung des Weges, also den Zugang zum Kino 
und den Abgang zur zu dulden hat* Auch das
Sachverständigengutachten läßt keine Gründe im einzelnen
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dafür erkennen, daß etwa der Abgang der Besucher zur 
R^J^straße hin einen solchen Einfluß auf die Besucher­
zahl hat, daß:’die Rentabilität des Lichtspielunternehmens 
aufhörteo

Mangels hinreichender Begründung der Notwendigkeit 
des Zu- und Abgangs 2u dem Lichtspieltheater des Klägers 
über das Grundstück des Beklagten war daher das angefochtene 
Urteil wegen Verstoßes gegen § 513 Abs* 2 ZPO aufzuheben 
und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverv:eisen0

Sollte das Berufungsgericht erneut zu dem Ergebnis 
kommen, der Zugang und vielleicht auch der Abgang von der

Straße her wäre zur ordnungsmäßigen Benutzung des 
Grundstücks des Klägers notwendig, so v>ird es bei der er­
neuten Verhandlung Gelegenheit zur Überprüfung haben, ob 
die wirtschaftliche Beeinträchtigung des Grundstücks des 
Beklagten durch den Notweg allein durch die Zahlung einer 
Rente ausgeglichen wird, die einer 7 #igen Verzinsung des 
im Jahre 1957 festgestellten Grundstückswertes entspricht, 
wie auch der Vortrag des Beklagten über seine empfindliche 
Beeinträchtigung in der Benutzung seines eigenen Anwesens 
zu berücksichtigen wäre^ Dabei kann die seitherige Ent­
wicklung einen wesentlichen Hinweis für den Bodenwert ab- 
geben0



Die Entscheidung über die Kosten der Revision war 
dem Berufungsgericht zu Übertrages da sie von der Ent­
scheidung in der Hauptsache abhängt,

Dr0 Augustin Rothe Nattern
Offterdinger Dr* Grell
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